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LONDON, 15. Oktober. Nach dem vor-
läufigen Scheitern der Brexit-Verhandlun-
gen zwischen London und der EU forcie-
ren beide Seiten die Notfallplanungen für
einen ungeordneten EU-Austritt Großbri-
tanniens im nächsten Frühjahr. Die Vor-
bereitungen darauf würden nun „fortge-
setzt und verstärkt“, sagte eine Spreche-
rin der EU-Kommission. Auch in London
hieß es, die Notfallpläne müssten bald in
Gang gesetzt werden. In einer weiteren
Verhandlungsrunde amWochenende war
es Vertretern aus Großbritannien und der
EU nicht gelungen, die noch bestehenden
Brexit-Differenzen zu überbrücken.
Brüssel will nun die Gespräche bis zum

EU-Gipfel Mitte der Woche auf Eis legen.
Im November ist ein Brexit-Sondergipfel
geplant. Großbritannien wird die EU am
29.März 2019 verlassen. Gelingt es bis da-
hin nicht, ein Austrittsabkommen zu ver-
einbaren und zu ratifizieren, drohen
schwere Störungen für den Handel und
den Verkehr zwischen Großbritannien
und seinen europäischen Nachbarn.
Die britische Premierministerin There-

sa May gab sich am Montag trotz der Blo-
ckade in den Brexit-Gesprächen zuver-
sichtlich. „Ich glaube nicht, dass das Verei-
nigte Königreich und die EU weit ausein-
anderliegen“, sagte sie im Parlament in
London. Ein ungeordneter „No Deal Bre-
xit“ solle verhindert werden. Auch in der
Nordirland-Frage, dem größten Brems-
klotz in den Verhandlungen, seien „Fort-
schritte“ erzielt worden, berichtete May.
Es gebe aber weiter Differenzen: Großbri-
tannien wolle zwar den Friedensprozess
in Nordirland absichern, aber man sei
nicht bereit, einen handelspolitischen Son-
derstatus Nordirlands oder eine dauerhaf-
te Zollunion mit der EU zu akzeptieren.
In Berlin warnte Bundeskanzlerin An-

gela Merkel (CDU) davor, den Briten zu
große Zugeständnisse zu machen. Die EU
wolle zwar unbürokratische Beziehungen
mit Großbritannien. „Wir dürfen uns den
Binnenmarkt nicht zerstören lassen“, sag-
te Merkel in einer Rede vor dem Außen-
handelsverband BGA. Sie sei für einen ge-
ordneten Austritt Großbritanniens aus
der EU – aber nicht um jeden Preis. Für
die Verhandlungen brauche man Finger-
spitzengefühl, auch wenn sie sich zuletzt
schwierig gestaltet hätten. Die Zeit drän-
ge, aber auch wenn es keinen schnellen
Abschluss geben sollte, müsse weiter ver-
handelt werden. Man müsse sich auf un-
terschiedliche Szenarien vorbereiten.
Eines der Kernprobleme ist die Frage

der künftigen Beziehungen zwischen
dem EU-Mitglied Irland und dem zu
Großbritannien gehörenden Nordirland.
Merkel sagte, auf der Irischen Insel sollte
„das Leben ohne Grenzkontrollen“ erhal-
ten bleiben. Auch der BGA-Präsident Hol-

ger Bingmann, verlangte, es müsse bald
Klarheit über Voraussetzungen für einen
hoffentlich reibungslosen Warenaus-
tausch mit Großbritannien geben – aber
„nicht um jeden Preis“. Die Integrität des
EU-Binnenmarkts stehe an erster Stelle.
Martin Wansleben, der Hauptgeschäfts-
führer Deutsche Industrie- und Handels-
kammertag (DIHK), forderte, die Briten
müssten „rasch realistische Lösungen“
vorschlagen, um „ein drohendes Chaos“
beim Brexit zu verhindern.
Am Wochenende sind die Brexit-Ge-

spräche abermals an der politisch brisan-
ten Nordirland-Frage gescheitert. Die Bri-
ten sind zwar dem Vernehmen nach in-
zwischen einverstanden, dass Nordirland
vorübergehend in Zollunion und Binnen-
markt bleibt, das restliche Vereinigte Kö-
nigreich in der Zollunion. Damit könnten
Grenzkontrollen zwischen der Republik
Irland und Nordirland verhindert wer-
den. Dieser Schritt gilt als entscheidend
für eine Sicherung des fragilen Friedens
auf der Insel. Die Briten fürchten, dass
diese Übergangslösung zur Dauerlösung
werden könnte. Sie fordern daher ein kla-
res Ausstiegsszenario. Der Grund für die-
se Forderung ist, dass Großbritannien
keine eigenen Handelsabkommen schlie-
ßen kann, solange es in der Zollunion
bleibt.
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Korallenriffe ohne Zukunft?
In d er Serie „Bedrohte Vielfalt“:Was
die Städte unterWasser retten könnte

itz. WIEN, 15. Oktober. In Deutschland
lecken die Regierungsparteien ihre Wun-
den, nachdemUnion und SPD immerwie-
der übereinander hergefallen sind und in
Bayern soeben bis aufs Blut gerupft wur-
den. Demgegenüber sonnt sich die Koali-
tion im Nachbarland Österreich in ihren
Erfolgen und in der stabilen Unterstüt-
zung durch die Bevölkerung. Ein Jahr
nach ihrem Wahlsieg am 15. Oktober
2017 sitzt die Regierung aus der christ-
lich-konservativen Volkspartei ÖVP und
der rechten Freiheitlichen Partei FPÖ fest
im Sattel.
Die Unterschiede zu Deutschland

könnten größer kaum sein. Anders als An-
gela Merkel und ihre CDU genießen Bun-
deskanzler Sebastian Kurz und die ÖVP
weiter hohe Sympathiewerte. In den Um-
fragen käme die Partei unter ihrem jun-
gen Vorsitzenden heute sogar auf mehr
Stimmen als vor einem Jahr. Auch die zu-
rückliegenden Landtagswahlen sind für
ÖVP und FPÖ gut gelaufen. Im Gegen-
satz zu Berlin dringen kaum Streitigkei-
ten aus der Koalition heraus. Das Kabi-
nett erweckt einen geschlossenen Ein-
druck, die Opposition macht kaum Stiche
– auch deshalb, weil sich die sozialdemo-
kratische SPÖ durch Personalquerelen
selbst lähmt.
„In Österreich gibt es eine Geschlos-

senheit in der Regierung, in Deutschland
eine Zerrissenheit“, bestätigt der Politik-
wissenschaftler Peter Filzmaier, Chef des
Instituts für Strategieanalysen in Wien.
Das Mitte-rechts-Bündnis gründe auf vie-
len Gemeinsamkeiten, „da fallen klare
Entscheidungen im Regierungshandeln
relativ leicht“. Demgegenüber belaste in
Berlin die Koalition das „gegenseitige
Misstrauen“. Genau an diesem Wider-
spruch sei auch die große Koalition aus
SPÖ undÖVP 2017 vorzeitig zerbrochen.
Filzmaier beobachtet, dass derzeit die

„Entscheidungseffizienz“ hoch sei, da
das gemeinsame rechte Profil eine „klar
ausformulierte Wirtschafts- und Sicher-
heitspolitik“ ermögliche. Die Kehrseite
sei, dass die Polarisierung der Gesell-
schaft stark steige. Immerhin hat das
Bündnis, das seit Mitte Dezember 2017 re-
giert, einige Wahlversprechen schon ver-
wirklicht. Das gilt vor allem für die Flücht-

lings- und Sicherheitspolitik, also für jene
Themen, für welche die Unterstützung
am größten ist, die aber auch am meisten
spalten. Im Wesentlichen geht es um
schärfere Kontrollen, beschleunigte Ab-
schiebungen und darum, die Ausgaben
für die Asylbewerber zu senken. „Ob das
eine wirkliche Veränderung bedeutet, da
wäre ich skeptisch“, warnt Filzmaier.
„Zum Beispiel ist die Aussage, man habe
mehr illegale Zuwanderer abgeschoben
als die Vorgängerregierung, keine inhaltli-
che Lösung von Zuwanderungsfragen.“
Ähnlich reserviert bewertet der Wis-

senschaftler die vermeintlichen Wirt-
schaftserfolge. Gewerkschaftlich orien-
tierte Ökonomen sind nicht zufrieden.
Die jüngst beschlossene Flexibilisierung

der Arbeitszeit könnte die Rechte der Be-
schäftigten schwächen; der zusätzliche
Freibetrag von 1500 Euro je Kind (Famili-
enbonus) bevorzugemöglicherweiseGut-
verdiener; und an den Einsparungen in
den Sozialkassen ließe sich kritisieren,
dass lediglich Kosten verschoben wür-
den: „Summa summarum profitiert die
Wirtschaftspolitik von den günstigen Rah-
menbedingungen, vomWachstumund ho-
hen Steuereinnahmen“, sagte Filzmaier.
Positiver sieht Franz Schellhorn das

Wirtschaftsprogramm von „Schwarz-
Blau“. DerÖkonom ist der Direktor der li-
beralen Denkfabrik Agenda Austria in
Wien. Die Arbeitszeit-Flexibilisierung,
die bei Auftragsspitzen eine freiwillige
Mehrarbeit von bis zu 60 Stunden in der

Woche erlaubt, nennt Schellhorn einen
„beachtlichen Schritt“. Jahrelang hätten
die Tarif- oder Sozialpartner keine Lö-
sung gefunden. „Die Regierung hat end-
lich Fakten geschaffen. Das ist ein echter
Tabubruch.“ Damit sei zugleich der über-
triebene Einfluss der ÖVP-dominierten
Wirtschaftskammer und der SPÖ-nahen
Arbeiterkammer und der Gewerkschaf-
ten zurechtgestutzt worden. Unter den
vielen großenKoalitionen der Vergangen-
heit hätten sie „eine Art Regierung in der
Regierung“ gebildet und Reformen behin-
dert. „Die Sozialpartnerschaft ist am
Ende, das ist nicht unbedingt ein schlech-
tes Zeichen“, so Schellhorn.
Der Volkswirt hat aber auch einiges zu

kritisieren, etwa dass die Differenz zwi-
schen Arbeitskosten und Nettolöhnen
noch immer zu hoch sei. „Aber grundsätz-
lich fällt auf, dass sich diese Regierung tat-
sächlich am vereinbarten Programm zu
orientieren scheint.“ Schon bald nach Re-
gierungsantritt verringerten Kurz und
sein Vize Heinz-Christian Strache (FPÖ)
die Abgaben: Die Gebühren beim Ab-
schluss von Mietverträgen entfielen, die
Umsatzsteuer im Tourismus und die Bei-
träge zur Arbeitslosenversicherung wur-
den gesenkt, die Flugabgabe halbiert.
Kürzlich beschloss das Parlament, die

Familienbeihilfe (Kindergeld) für EU-
Ausländer zu senken, deren Nachwuchs
nicht in Österreich lebt. Die Absenkung
auf das Niveau des Heimatlandes bringt
zwar wenig ein und ist in Brüssel und
Osteuropa umstritten. Sie stößt aber
beim Wahlvolk auf Applaus und lässt
sich durchaus begründen. Seit Jahren
will Deutschland das System auf ähnli-
che Weise ändern, kommt damit aber
nicht voran.
Auch die Finanzen inÖsterreich entwi-

ckeln sich zum Guten. Erstmals seit 1954
rechnet die Regierung für 2019mit einem
Budgetüberschuss. Die Schuldenquote
soll von 78 auf 71 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts fallen. Die Abgabenquote
will Schwarz-Blau auf den EU-Durch-
schnitt von 40 Prozent drücken. Auch die
Arbeitslosenquote ist gefallen, sie beträgt
jetzt 4,8 Prozent. Der InternationaleWäh-
rungsfonds (IWF) erkennt die bessere
Lage an. Während er seine Prognosen für
die Welt und auch für Deutschland kürz-
lich senkte, erhöhte er die Wachstumser-
wartungen für Österreich auf 2,8 Prozent
in diesem Jahr und auf 2,2 Prozent im
kommenden Jahr.
„In Österreich ist eine Trendwende

spürbar, die Regierung scheint tatsäch-
lich die Versäumnisse der vergangenen
Jahre teilweise abzuarbeiten“, lobt Schell-
horn.Was hingegen fehle, sei eine Ausga-
ben- und Schuldenbremse. Auch die Sa-
nierung des Pensionssystems sei liegenge-
blieben. Jedes Jahr überstiegen die Ausga-
ben an die Rentner die Einzahlungen
durch die Beitragszahler um 20 Milliar-
den Euro. Diese Unterdeckung macht
sage und schreibe ein Viertel des Bundes-
haushalts aus.

ANZEIGE

ami. BERLIN, 15. Oktober. Trotz der er-
warteten abermaligen Reduzierung der
Ökostromumlage wird die Stromrech-
nung der Verbraucher kaum sinken. Der
Grund sind andere Kostensteigerungen,
etwa die Umlage für den Anschluss der
Meereswindparks. Zwar sinkt die Umlage
zur Förderung von Wind, Photovoltaik
und Biogasanlagen im kommenden Jahr,
wie von der F.A.Z. vorab berichtet, um
0,387 auf 6,405 Cent je Kilowattstunde,
doch steigt die Offshore-Umlage um
0,379 auf 0,416 Cent.
Die rechnerische Entlastung um 0,008

Cent beträgt bei einem Vier-Personen-
Haushalt mit durchschnittlich 3500 Kilo-
wattstunden Jahresverbrauch 28 Cent. Al-
lerdings sind darin die Kosten der Strom-
übertragung nicht berücksichtigt. Die sin-
ken zwar auf der Fernnetzebene, könnten
aber auf der regionalen Ebene durchaus
steigen.Wirtschaftsminister Peter Altmai-
er (CDU) nannte die abermalige Reduzie-
rung der Umlage einen Beleg dafür, „dass
Ökonomie und Ökologie Hand in Hand
gehen können“.
Der Vorsitzende des Energiebranchen-

verbands BDEW, Stefan Kapferer, sagte,
es sei „leider nicht mit einer Entlastung
der Stromkunden zu rechnen“. Nicht die
Umlage nach dem Erneuerbare-Ener-

gien-Gesetz (EEG) sei in diesem Jahr
der Preistreiber, sondern deutlich gestie-
gene Kosten für die Beschaffung von
Strom. Die seien binnen Jahresfrist von
30 auf 50 Euro je Megawattstunde gestie-
gen, die Preise für CO2-Zertifikate hät-
ten sich mehr als verdreifacht. Steigende
Börsenpreise führen zu einer niedrige-
ren Umlage, weil der Ökostrom zu höhe-

ren Preisen verkauft wird und damit der
Finanzierungsbedarf für die Anlagenbe-
treiber sinkt. Auch bleibe die Last der
Steuern und Abgaben auf einem histo-
risch hohen Niveau, sagte Kapferer:
„Durchschnittlich 54 Prozent der Strom-
preise bestehen aus Steuern, Abgaben
und Umlagen.“ Nach Schätzungen der
Netzbetreiber wird das Ökostromange-

bot auch im nächsten Jahr auf 217 Tera-
wattstunden wachsen. Daraus errechnet
sich ein Förderanspruch von 27,3Milliar-
den Euro. Abzüglich der erwarteten Ver-
kaufserlöse an der Börse bleibt eine De-
ckungslücke von 24,8 Milliarden Euro
bestehen. Da zudem der Überschuss auf
dem EEG-Verrechnungskonto von aktu-
ell 3,7 Milliarden Euro zum großen Teil
abgebaut werden soll, sinkt der durch
die Umlage zu finanzierende Anteil auf
22,76 Milliarden Euro.
Die Vorstellung der neuen Zahlen be-

lebte die Debatte um eine andere Finan-
zierung der Förderung. Angesichts vol-
ler Kassen müsse der Staat einen Teil
der Förderkosten übernehmen, verlang-
te das Bündnis faire Energiewende, ein
Zusammenschluss von Verbänden des
Mittelstands.
Der Handel verlangte wie der Bundes-

verband Erneuerbare Energie einen
Preis auf den CO2-Verbrauch, also auch
für Verkehr und Gebäudeheizungen, um
aus den Erlösen die Energiewende zu fi-
nanzieren. Die Grünen beklagten, dass
die energieintensive Industrie von den
Kosten der Anbindung der Offshore-
Parks verschont bleibe, „während Ver-
braucher mit einem moderaten Kosten-
anstieg rechnen müssen“.

Demokratisch für die Demokratie
Vorstandsmitglieder des Historiker-
verbands zur Resolution vonMünster

Im Meer der Vielen
Kann sich an den expandierenden
Hochschulen Begabung entfalten?

Eine sonnennahe Welt der Extreme
DieMission BepiColombowird den
PlanetenMerkur erforschen

ppl. FRANKFURT, 15. Oktober. Der
deutsche Staat schwimmt derzeit im
Geld. Wegen der guten Konjunktur stei-
gen die Einnahmen kräftig, die niedrigen
Zinsen dämpfen das Ausgabenwachs-
tum. Im ersten Halbjahr legten die Ein-
nahmen aller öffentlichen Haushalte so-
wie die der Sozialkassen gegenüber dem
ersten Halbjahr 2017 um 6,5 Prozent auf
715,4 Milliarden Euro zu. Die Ausgaben
stiegen um 3,5 Prozent auf 688,6 Milliar-
den Euro. Daraus ergibt sich ein Über-
schuss des Gesamtstaates von 26,5 Milli-
arden Euro, teilte das Statistische Bun-
desamt am Montag mit.
Im August hatten die Statistiker der

Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
(VGR) einen noch größeren staatlichen
Überschuss von 48Milliarden Euro im ers-
ten Halbjahr bekanntgegeben. Dies ergibt
sich aus unterschiedlichen Berechnungs-
methoden. Die VGR wird nach einer EU-
einheitlichen Methode berechnet. Sie ist
für die Beurteilung nach den Maastricht-
Haushaltsregeln maßgeblich. Für den Fi-
nanzierungssaldo des öffentlichen Ge-
samthaushalts, der jetzt berechnet wurde,
werden finanzielle Transaktionen, zum
Beispiel Kauf und Verkauf von Beteiligun-
gen, und Ausgabe und Rückzahlung von
Darlehen herausgerechnet.
Die Lage der öffentlichen Haushalte

hat sich in diesem Jahr nochmals deut-
lich verbessert. 2017 betrug der Über-

schuss laut Finanzstatistik im ersten
Halbjahr 6,3 Milliarden Euro. In diesem
Jahr hat der Bund von Januar bis Juni sei-
nen Überschuss auf 10,4 Milliarden Euro
verfünffacht. Die Länder erwirtschafte-
ten im ersten Halbjahr 17,1 Milliarden
Überschuss, bei den Gemeinden blieb
ein kleiner Überschuss von 0,8 Milliar-
den Euro. Die Sozialversicherungen hat-
ten laut Finanzstatistik 1,5 Milliarden
Euro Defizit, laut VGR verbuchten sie in-
des einen Milliarden-Überschuss.
Die hohen Einnahmen und Überschüs-

se vor allem des Bundes sowie die gute
Kassenlage der Sozialversicherungen ha-
ben die Debatte über Steuer- und Beitrags-
entlastungen angefacht. Jüngst hat auch
die Debatte über einen kompletten Abbau
des Solidaritätszuschlags (Soli) noch mal
Schwung bekommen. Bundeswirtschafts-
minister Peter Altmaier (CDU) hat Vor-
schläge gemacht, den Soli auch für Unter-
nehmen und Spitzenverdiener abzuschaf-
fen; mit weiteren Entlastungen soll dies
20 Milliarden Euro kosten. Finanzminis-
ter Olaf Scholz (SPD) hat dem bislang
eine Absage erteilt. Nach dem Koalitions-
vertrag soll der Soli von 2021 an für etwa
90 Prozent derer, die den Steuerzuschlag
derzeit bezahlen, abgebaut werden. Für
die restlichen 10 Prozent soll er dagegen
in voller Höhe erhalten bleiben. Dies be-
trifft viele Personengesellschaften aus
dem Mittelstand.

Die Ökoumlage sinkt – der Strompreis bleibt hoch
EEG-Förderung kostet Verbraucher im kommenden Jahr rund 27 Milliarden Euro / Keine echte Entlastung

Haben ihre Kabinette unterschiedlich im Griff:Merkel und Kurz Foto EPA

hw. BERLIN, 15. Oktober. In Hessen
dringt die Deutsche Umwelthilfe (DUH)
auf eine schnelle Verhängung von Fahrver-
boten. Der hessische Verwaltungsgerichts-
hof hat nun über einen Sprecher angekün-
digt, in der ersten Dezemberhälfte über
ein Eilverfahren zu entscheiden. Die DUH
will Hessen zwingen, schneller ein Urteil
der Vorinstanz umzusetzen – bevor ein
vomLand angestoßenes Berufungsverfah-
ren entschieden ist. Das Verwaltungsge-
richt Wiesbaden hatte entschieden, dass
Frankfurt Dieselfahrverbote einführen
muss. Die Entscheidung ist aber nicht
rechtskräftig, solange das Berufungsver-
fahren läuft. Die DUHwill daher eine vor-
läufige Gerichtsentscheidung erzwingen.
Gegen diese gibt es kein Rechtsmittel. Das
Fahrverbot bestünde dann mindestens bis
zur Entscheidung in der Hauptsache.

ROM, 15. Oktober (Reuters). Das italieni-
sche Kabinett hat den umstrittenen Haus-
haltsentwurf für 2019 verabschiedet. Mi-
nisterpräsident Giuseppe Conte sagte am
späten Montagabend, dass der Etat die
Versprechen der Regierung einhalte, wo-
bei die Staatsfinanzen in Ordnung blie-
ben. Die Regierung habe den Entwurf
nun an die EU-Kommission nach Brüssel
zur Prüfung weitergeleitet. Zuvor hatte es
geheißen, dass das Kabinett erst am
Dienstag zustimmen werde. Italien – wie
auch die 18 anderen Euro-Länder – müs-
sen ihren Haushaltsentwurf für 2019 bei
der EU-Kommission einreichen. Bei dem
Entwurf handelt es sich um ein Doku-
ment, das gesondert vom eigentlichen
Haushaltsgesetz erstellt wird. Institutio-
nen wie die Notenbank und der Rech-
nungshof hatten die Pläne kritisiert.

So geht Regieren

Staat mit Milliarden-Überschuss
Einnahmen steigen deutlich schneller als Ausgaben

ppl. FRANKFURT, 15. Oktober.
Deutschland ist weiterhin ein Magnet
für Zuwanderer. Im vergangenen Jahr
sind rund 416 000 Personen mehr ins
Land zugezogen als fortzogen. Damit
lag der Saldo etwas unter der Nettozu-
wanderung von 500 000 im Jahr 2016,
wie das Statistische Bundesamt amMon-
tag mitteilte. Hinter diesen Nettozahlen
verbergen sich noch sehr viel größere Mi-
grationsbewegungen: 2017 wanderten
mehr als 1,55 Millionen Menschen nach
Deutschland ein und 1,135 Millionen zo-
gen weg. 2015 – als die Asylbewerber-
welle die Zahlen nach oben trieb – gab
es sogar 2,13 Millionen Zuwanderer und
mehr als eine Million Netto-Zuzüge.
Die Einwohnerzahl Deutschlands hat

sich durch die hohe Zuwanderung bis
Ende 2017 deutlich auf 82,8 Millionen

erhöht – obwohl in Deutschland im ver-
gangenen Jahr abermals mehr Men-
schen starben als geboren wurden (fast
150 000). Es gibt eine erhebliche Gebur-
tenlücke, die durch die hohe Zuwande-
rung jedoch überkompensiert wird. Seit
derWiedervereinigung sind fast 7 Millio-
nen Menschen netto nach Deutschland
eingewandert, im Durchschnitt der letz-
ten zehn Jahre betrug die Nettozuwande-
rung 260 000 jährlich.
Fast 90 Prozent der Immigranten im

vergangenen Jahr hatten einen ausländi-
schen Pass. Die Zuwanderung von Aus-
ländern betrug dabei netto sogar
499 000 Personen. Die größten Grup-
pen kamen aus Ländern der Europäi-
schen Union, insgesamt netto 239 000
Menschen. Die größte Zuwanderung
gibt es dabei aus Rumänien (netto

73 000 Zuzüge), Polen (34 000), Kroa-
tien (33 000) und Bulgarien (30 000),
aus Nicht-EU-Ländern kamen zusätz-
lich 60 000 Personen. Aus Asien wander-
ten nach den Zahlen des Statistikamtes
2017 netto 140 000 Personen ein. Die
Zahl der zuwandernden Syrer und Af-
ghanen ging stark zurück. Aus Afrika ka-
men laut den Zahlen 35 000 Personen.
Darunter sind viele Asylbewerber.
Die Wirtschaft fordert ein Zuwande-

rungsgesetz, das dieHürden für qualifizier-
te Arbeitskräfte von außerhalb der EU
senkt. In der EU gilt Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit. Gute Beschäftigungschancen in
Deutschland locken besonders Menschen
ausOst- und Südosteuropa an.Die Integra-
tion von Asylbewerbern in den Arbeits-
markt gestaltet sich wegen oft geringer be-
ruflicher Qualifikationen schwierig. Nach

jüngstenZahlen bezogen 620 000 erwerbs-
fähige Flüchtlinge Hartz-IV-Sozialleistun-
gen, 254 000 waren sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigt.
Neben der Zuwanderung von Auslän-

dern gibt es weiterhin eine Netto-Abwan-
derung von Deutschen. Diese betrug im
vergangenen Jahr 82 000 Personen. Im
Jahr davor lag die Netto-Auswanderung
von Deutschen sogar bei 135 000 Perso-
nen. 2017 zogen zwar insgesamt 167 000
Deutsche ins Land – darunter viele Spät-
aussiedler sowie Deutsche, die zurück in
ihre Heimat kommen. Es wanderten
aber mehr aus, nämlich 249 000. Daraus
ergibt sich der negative Wanderungssal-
do. Seit 2003 wandern mehr Deutsche
aus als ein. In den letzten zehn Jahren
sind rund 460 000 Deutsche, darunter
viele gut ausgebildete, ausgewandert.

Eilentscheidung über
Fahrverbot im Dezember

Italiens Kabinett segnet
Haushaltsentwurf ab

Deutschland wächst um fast eine halbeMillionMenschen
Viele Osteuropäer kommen – einige Deutsche gehen / Seit derWiedervereinigung fast 7Millionen Einwanderer

Streit um Nordirland
lähmt Brexit-Verhandlungen
Merkel warnt vor zu großen Zugeständnissen

Teurer Spaß: Offshore-Windpark vor Ostfriesland Foto dpa

Während sich die
Koalition in Berlin
zerfleischt und vom
Wähler abgestraft wird,
setzt die Regierung in
Österreich ihr
Programm erfolgreich
um. Zur Freude der
Wirtschaft.
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